
70. Jahrgang Ausgegeben zu Düsseldorf am 19. Dezember 2016 Nummer 41

Glied.- Datum  I n h a l t  Seite
 Nr.

203014  7. 12. 2016  Verordnung zur Änderung der Verordnung über ein öffentlich-rechtliches Ausbildungsverhältnis 
für den Zugang zur Ausbildung zur Brandmeisterin oder zum Brandmeister  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1070

2128  6. 12. 2016  Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten und Verfahren auf 
dem Gebiet des Krankenhauswesens  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1070

26  13. 12. 2016  Fünfte Verordnung zur Änderung der Härtefallkommissionsverordnung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1097

45  6. 12. 2016  Dritte Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Bestimmung der für die Verfolgung und Ahn-
dung von Verkehrsordnungswidrigkeiten zuständigen Verwaltungsbehörden  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1070

77  6. 12. 2016  Änderung der Satzung für den Aggerverband  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1071

701  13. 12. 2016  Verordnung über eine Kostenausgleichsregelung für durch das Tariftreue- und Vergabegesetz Nord-
rhein-Westfalen entstandene kommunale Belastungen (Kostenausgleichsverordnung Tariftreue- und 
Vergabegesetz Nordrhein–Westfalen – TVgG-KoV NRW)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1074

 6. 12. 2016  4. Änderung des Regionalplans für den Regierungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt Kreis Soest und 
Hochsauerlandkreis, im Gebiet der Stadt Werl  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1073

 6. 12. 2016  87. Änderung des Regionalplans für den Regierungsbezirk Düsseldorf (GEP 99), im Gebiet der Ge-
meinde Brüggen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1073

G 32291069

Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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203014

Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über ein öffentlich-rechtliches 

Ausbildungsverhältnis für den Zugang 
zur Ausbildung zur Brandmeisterin 

oder zum Brandmeister
Vom 7. Dezember 2016

Auf Grund des § 7 Absatz 2 und § 116 Absatz 4 Satz 1 
und 2 Nummer 1 und 2 des Landesbeamtengesetzes vom 
14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) verordnet das 
Ministerium für Inneres und Kommunales im Einverneh-
men mit dem Finanzministerium:

Artikel 1

Die Verordnung über ein öffentlich-rechtliches Ausbil-
dungsverhältnis für den Zugang zur Ausbildung zur 
Brandmeisterin oder zum Brandmeister vom 3. Novem-
ber 2005 (GV. NRW. S. 845), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 23. November 2012 (GV. NRW. 
S. 640), wird wie folgt geändert:

In §  14 wird die Angabe „2016“ durch die Angabe 
„2017“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 7. Dezember 2016

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ralf  J ä g e r

– GV. NRW. 2016 S. 1070

2128

Verordnung zur Änderung 
der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 

und Verfahren auf dem Gebiet des 
Kranken hauswesens
Vom 6. Dezember 2016

Auf Grund des § 5 Absatz 3 Satz 1, insoweit nach Anhö-
rung des fachlich zuständigen Ausschusses, und § 7 Ab-
satz  4 Satz  2 des Landesorganisationsgesetzes vom 10. 
Juli 1962 (GV. NRW. S.  421), von denen §  5 Absatz  3 
Satz 1 zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 9. Mai 
2000 (GV. NRW. S. 462) und § 7 Absatz 4 durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 15. Dezember 1993 (GV. NRW. S. 987) 
geändert worden sind, verordnet die Landesregierung:

Artikel 1

Dem § 1 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkei-
ten und Verfahren auf dem Gebiet des Krankenhauswe-
sens vom 21. Oktober 2008 (GV. NRW. S.  642) wird fol-
gender Absatz 3 angefügt:

„(3) Die Bezirksregierung Köln ist die zuständige Be-
hörde für die Bewilligung von Mitteln aus dem Kranken-
hausstrukturfonds nach §§ 12 bis 15 des Krankenhaus-
fi nanzierungsgesetzes und der Krankenhausstruktur-
fonds-Verordnung vom 17. Dezember 2015 (BGBl.  I 
S. 2350).“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 6. Dezember 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K ra f t

Die Ministerin
für Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und Alter

Barbara  S t e f f e n s

– GV. NRW. 2016 S. 1070

45                        

Dritte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung zur Bestimmung

 der für die Verfolgung und Ahndung 
von Verkehrsordnungswidrigkeiten zuständigen 

Verwaltungsbehörden
Vom 6. Dezember 2016

Auf Grund des § 5 Absatz 3 Satz 1 des Landesorganisati-
onsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), der zu-
letzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 9. Mai 2000 (GV. 
NRW. S. 462) geändert worden ist, insoweit nach Anhö-
rung der fachlich zuständigen Ausschüsse des Landtags, 
in Verbindung mit § 26 Absatz 1 Satz 1 des Straßenver-
kehrsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), der zuletzt durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 19. Juli 2007 (BGBl. I S. 1460) 
geändert worden ist, und des §  36 Absatz  2 Satz  1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602) 
verordnet die Landesregierung:

Artikel 1

§  1 der Verordnung zur Bestimmung der für die Verfol-
gung und Ahndung von Verkehrsordnungswidrigkeiten 
zuständigen Verwaltungsbehörden vom 25. September 
1979 (GV. NRW. S. 652), die zuletzt durch Artikel 13 der 
Verordnung vom 27. Juni 2014 (GV. NRW. S.  376) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

  „(4) Die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten nach § 24 des Stra-
ßenverkehrsgesetzes, die bei der Überwachung

 1.  der Einhaltung der zulässigen Höchstgeschwindig-
keit, 

 2.  der Befolgung von Lichtzeichenanlagen im Stra-
ßenverkehr und 

 3.  der Einhaltung der durch Zeichen 251, 253, 261 
und 270.1 der Anlage 2 zu § 41 Absatz 1 der Stra-
ßenverkehrs-Ordnung vom 6. März 2013 (BGBl.  I 
S. 367), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung 
vom 17. Juni 2016 (BGBl. I S. 1463) geändert wor-
den ist, angeordneten Verbote sowie der im Zusam-
menhang mit diesen Verboten durch Zeichen 276 
und 277 der Anlage 2 zu §  41 Absatz  1 der Stra-
ßenverkehrs-Ordnung angeordneten Verbote 

  festgestellt werden, wird neben den in Absatz  1 ge-
nannten Behörden auch den Ordnungsbehörden der 
Großen kreisangehörigen Städten im Sinne von §  4 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S.  496) 
geändert worden ist, übertragen, soweit sie die Ord-
nungswidrigkeit selbst festgestellt haben.“

2.  Absatz 5 wird aufgehoben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.
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Düsseldorf, den 6. Dezember 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Der Minister
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Der Minister
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft,

Natur- und Verbraucherschutz

Johannes  R e m m e l

Der Minister

für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr

Michael  G r o s c h e k

– GV. NRW. 2016 S. 1070

77

Änderung der Satzung für den Aggerverband
Vom 6. Dezember 2016

Auf Grund des § 14 Absatz 1 des Aggerverbandsgesetzes 
vom 15. Dezember 1992 (GV. NRW. 1993  S.  20) hat die 
Verbandsversammlung in ihrer 9. Sitzung der 5. Amtspe-
riode am 5. September 2016 wie folgt beschlossen:

Die Satzung des Aggerverbandes vom 20. Dezember 1995 
(GV. NRW. 1996 S. 42), die zuletzt durch Satzung vom 10. 
Dezember 2001 (GV. NRW. S.  860) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

§ 1

Nach § 17 werden die folgenden Paragraphen eingefügt:

„§ 17 a 
Beiträge im Trinkwasserbereich

(zu §§ 25 – 27 AggerVG)

(1) Der sich aus dem jährlichen Wirtschaftsplan erge-
bende Beitragsbedarf im Trinkwasserbereich wird in 
einen Grundbeitrag und einen variablen Beitrag aufge-
teilt. Die Festlegung des Verhältnisses dieser Anteile er-
folgt in den Veranlagungsregeln. Der Grundbeitrag wird 
bezogen auf die Anzahl der an die öffentliche Wasserver-
sorgung der Mitglieder angeschlossenen Einwohner. Der 
variable Beitrag wird bezogen auf die tatsächlich jähr-
lich abgenommene Trinkwassermenge. 

(2) Jedes Mitglied des Verbandes hat im Trinkwasserbe-
reich einen anteilig aus Grundbeitrag und variablem 
Beitrag bestehenden Jahresbeitrag zu entrichten. Zur 
Bestimmung des von einem Mitglied zu entrichtenden 
Grundbeitrags wird die Anzahl der an die öffentliche 
Wasserversorgung angeschlossenen Einwohner eines 
Mitglieds multipliziert mit dem Quotienten aus dem auf 
den Grundbeitrag entfallenden Anteil des Gesamtbei-
tragsbedarfs und der Zahl der insgesamt an die Trink-
wasserversorgung des Aggerverbandes angeschlossenen 
Einwohner.

(3) Bei Mitgliedern gemäß §  6 Abs.  1 Satz  1 AggerVG 
richtet sich die Zahl der an die öffentliche Wasserversor-
gung der Mitglieder angeschlossenen Einwohner nach 
den am 30. Juni des dem Wirtschaftsplanjahres vorange-
henden Jahres vorliegenden aktuellen Einwohnerzahlen 
des zuständigen statistischen Landesamtes Nordrhein-
Westfalen. 

(4) Bei Mitgliedern gemäß §  6 Abs.  1 Satz  2 AggerVG, 
die ihr Trinkwasser ausschließlich über den Aggerver-
band beziehen, richtet sich die Zahl der an die öffentli-
che Wasserversorgung der Mitglieder angeschlossenen 
Einwohner nach den am 30. Juni des dem Wirtschafts-
planjahres vorangehenden Jahres vorliegenden aktuellen 

Einwohnerzahlen des jeweils zuständigen statistischen 
Landesamtes. Insoweit werden jedoch nur Bereiche bzw. 
die darin gemeldeten Einwohner berücksichtigt, die zum 
Versorgungsgebiet des Mitglieds gehören und als solches 
dem Aggerverband durch Verfügung der zuständigen 
Aufsichtsbehörde zugewiesen sind. 

(5) Bei Mitgliedern gemäß § 6 Abs. 1 Satz 2 AggerVG, die 
ihr Trinkwasser nicht ausschließlich über den Aggerver-
band beziehen, wird die Anzahl der an die öffentliche 
Wasserversorgung im Versorgungsgebiet dieser Mitglieder 
angeschlossenen Einwohner, die durch das vom Aggerver-
band abgenommene Trinkwasser versorgt werden, fi ktiv 
berechnet. Hierzu haben die unter Satz 1 fallenden Mit-
glieder mit Zustimmung der Verbandsversammlung des 
Aggerverbands die aus der Anlage 1 zur Satzung ersicht-
liche Jahrestrinkwassermenge bestimmt, die sie zukünftig 
vom Aggerverband zur Versorgung der in ihrem Versor-
gungsgebiet an die öffentliche Wasserversorgung ange-
schlossenen Einwohner abnehmen werden. Die nach 
Satz  2 bestimmte Jahrestrinkwassermenge eines Mit-
glieds wird dividiert durch den durchschnittlichen Jah-
restrinkwassergebrauch im Jahr 2015 pro Einwohner 
(49 m3/a) im gemäß § 5 AggerVG gesetzlich festgelegten 
Verbandsgebiet des Aggerverbandes, soweit von diesem 
mit Trinkwasser versorgt. Die hiernach errechnete Zahl 
wird ins prozentuale Verhältnis gesetzt zur Zahl der im 
Versorgungsgebiet des Mitglieds festgestellten Einwoh-
ner, welche sich nach den zum 30. Juni 2016 vorliegenden 
Einwohnerzahlen des zuständigen statistischen Landes-
amtes richtet. Der nach Satz  4 ermittelte Prozentsatz 
wird zum Zwecke der Bemessung des jährlichen Grund-
beitrags multipliziert mit der Zahl der im Versorgungsge-
biet der Mitglieder festgestellten Einwohner, die sich 
nach den am 30. Juni des dem Wirtschaftsplanjahres vor-
angehenden Jahres jeweils vorliegenden aktuellen Ein-
wohnerzahlen des zuständigen statistischen Landesamtes 
richtet. Der auf diese Weise jährlich zum Zwecke der Be-
messung des Grundbeitrags errechnete, auf ganze Zahlen 
gerundete Wert, stellt die an die öffentliche Wasserversor-
gung der Mitglieder angeschlossenen Einwohner dar, die 
durch das vom Aggerverband abgenommene Trinkwasser 
versorgt werden. Die Berechnung nach Satz 1 bis Satz 6 
erfolgt durch den Vorstand des Aggerverbandes.

(6) Reduziert sich die vom Aggerverband abgenommene 
Trinkwassermenge eines Mitglieds für ein Kalenderjahr 
um mehr als 10 % gegenüber der nach Abs. 5 Satz 2 für 
die Fiktivberechnung bestimmten Jahrestrinkwasser-
menge und beruht dieser Rückgang nachweislich allein 
auf der Minderabnahme eines einzelnen Endabnehmers 
des Verbandsmitgliedes (Großabnehmer), der tatsächlich 
mit Trinkwasser vom Aggerverband beliefert worden ist, 
so kann das betroffene Mitglied einen Antrag auf Neube-
rechnung des prozentualen Verhältnisses nach Abs.  5 
Satz  4 stellen. Die Entscheidung über den Antrag nach 
Satz  1 trifft die Verbandsversammlung nach Ermessen 
durch Beschluss. Dem Antrag auf Neuberechnung soll 
stattgegeben werden, wenn die Reduzierung der abge-
nommenen Jahrestrinkwassermenge im Umfang von 
mindestens 10 % nachweislich allein auf der Minderab-
nahme eines einzelnen Endabnehmers des Verbandsmit-
gliedes beruht (Großabnehmer), der tatsächlich mit 
Trinkwasser vom Aggerverband beliefert worden ist. Die 
Darlegungs- und Beweislast für das Vorliegen der Vor-
aussetzungen nach Satz 1 und Satz 3 trägt das antrag-
stellende Mitglied. Die Neuberechnung des prozentualen 
Verhältnisses nach Abs.  5 Satz  4 erfolgt nach der in 
Abs.  5 Satz  3 und Satz  4 vorgesehenen Methodik. An-
stelle der nach Abs.  5 Satz 2 bestimmten, aus Anlage 1 
zur Satzung ersichtlichen Jahrestrinkwassermenge wird 
der Neuberechnung die von dem Mitglied gemäß Abs. 5 
Satz 2 bestimmte Jahrestrinkwassermenge abzüglich der 
auf den Großabnehmer entfallenden Minderabnahme-
menge zugrunde gelegt. Die Neuberechnung erfolgt mit 
Wirkung für das auf die Antragstellung folgende Veran-
lagungsjahr. Satz  2 bis Satz  7 fi nden ebenfalls Anwen-
dung, wenn sich nach erfolgter Neuberechnung des pro-
zentualen Verhältnisses gemäß Abs. 5 Satz 4 die für ein 
Kalenderjahr vom Aggerverband abgenommene Trink-
wassermenge eines Mitglieds erneut um mehr als 10 % 
gegenüber der nach Abs. 5 Satz 2 für die Fiktivberech-
nung bestimmten Jahrestrinkwassermenge reduziert und 
wenn dieser Rückgang der Trinkwasserabnahmemenge 
wiederum nachweislich allein auf der Minderabnahme 
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eines einzelnen Abnehmers des Verbandsmitgliedes 
(Großabnehmer) beruht. Unabhängig von den vorstehen-
den Regelungen und deren Voraussetzungen bleibt jedem 
Mitglied das Recht, einen Antrag im Sinne von §  17 b 
Satz 1 zu stellen, unbenommen.

(7) Hat sich die durch ein Mitglied abgenommene Trink-
wassermenge in einem Kalenderjahr um mehr als 5% ge-
genüber der nach Abs. 5 Satz 2 für die Fiktivberechnung 
bestimmten Jahrestrinkwassermenge erhöht, soll der Ag-
gerverband die Berechnung des prozentualen Verhältnis-
ses gemäß Abs. 5 Satz 4 nach der in Abs. 5 Satz 3 und 
Satz 4 vorgesehenen Methodik neu vornehmen. Die Ent-
scheidung nach Satz 1 trifft der Vorstand des Aggerver-
bandes. Keine Berücksichtigung für die Berechnung 
nach Satz  1 fi nden Mengen, die ein Mitglied nachweis-
lich nicht zur Versorgung der in seinem Versorgungsge-
biet an die öffentliche Wasserversorgung angeschlosse-
nen Einwohner sondern zur Lieferung an Dritte 
außerhalb der Grenzen seines Versorgungsgebietes be-
zieht. Vor einer Neuberechnung des prozentualen Ver-
hältnisses gemäß Abs.  5 Satz  4 hört der Aggerverband 
das betroffene Mitglied an. Macht das betroffene Mit-
glied im Rahmen der Anhörung geltend, dass abgenom-
mene Mehrmengen gemäß Satz  3 für die Berechnung 
nach Satz 1 außer Betracht bleiben müssen, so ist durch 
das Mitglied mit Hilfe geeichter Messeinrichtungen 
nachzuweisen, dass die vom Aggerverband bezogenen 
Mehrmengen an Dritte außerhalb der Grenzen des Ver-
sorgungsgebietes des Mitglieds geliefert worden sind. 
Soweit der Nachweis gemäß Satz  5 nicht gelingt, sind 
Mehrmengen bei der nach Satz  1 vorzunehmenden Ver-
gleichsrechnung zu berücksichtigen. Der Neuberechnung 
wird anstelle der nach Abs. 5 Satz 2 bestimmten und aus 
Anlage 1 zur Satzung ersichtlichen Jahrestrinkwasser-
menge die in dem die Erhöhung begründenden Kalen-
derjahr durch das Mitglied abgenommene gemäß Satz 1 
und Satz  3 berücksichtigungsfähige Trinkwassermenge 
zugrunde gelegt. Die Neuberechnung erfolgt mit Wir-
kung für das Veranlagungsjahr, das auf das zur Neube-
rechnung führende Veranlagungsjahr folgt. Satz  1 bis 
Satz 8 fi nden auch Anwendung, wenn zuvor auf Antrag 
eines Mitglieds gemäß Abs.  6 eine Neuberechnung des 
prozentualen Verhältnisses nach Abs.  5 Satz  4 auf 
Grundlage reduzierter Trinkwasserabnahmemengen er-
folgt ist. Ebenfalls fi nden Satz 1 bis Satz 8 Anwendung, 
wenn sich nach erfolgter Neuberechnung gemäß Satz  1 
bis Satz 8 die von einem betroffenen Mitglied zur Versor-
gung der in seinem Versorgungsgebiet an die öffentliche 
Wasserversorgung angeschlossenen Einwohner vom Ag-
gerverband abgenommene Trinkwassermenge in einem 
Kalenderjahr erneut um mehr als 5 % gegenüber der 
nach Abs. 5 Satz 2 für die Fiktivberechnung bestimmten 
Jahrestrinkwassermenge erhöht. 

(8) Für vom Aggerverband abgenommene Trinkwasser-
mengen, die bei der Bemessung des Grundbeitrags nach 
den Abs. 1 bis 7 keine Berücksichtigung fi nden, entrich-
tet das Mitglied lediglich einen Beitrag in der nach den 
Veranlagungsregeln vorgesehenen Höhe. 

§ 17 b 
Allgemeine Härtefallregelung

(zu §§ 25 – 27 AggerVG)

Im Einzelfall kann der Aggerverband auf Antrag des be-
troffenen Mitglieds von der Erhebung des Verbandsbei-
trags ganz oder teilweise absehen, wenn dies zur Vermei-
dung unbilliger Härten oder im Interesse des Verbandes 
geboten ist. Die Entscheidung nach Satz 1 trifft die Ver-
bandsversammlung durch Beschluss.

§ 17 c 
Lieferung von Trinkwasser bei besonderem 

Abnahmeinteresse

(1) Der Vorstand des Aggerverbands ermittelt zum 31. 
Januar eines Jahres die Differenz zwischen der behörd-
lich genehmigten Wasserentnahmemenge aus den Tal-
sperren des Verbandes einerseits und dem Mittelwert der 
über die drei vorangegangen Kalenderjahre an die Ver-
bandsmitglieder abgegebenen Trinkwassermenge sowie 
der zur Trinkwasseraufbereitung benötigten Wasser-
menge andererseits. Die erstmalige Berechnung gemäß 
Satz 1 fi ndet am 31. Januar 2017 statt. Anschließend er-
folgt die Berechnung jährlich.

(2) Auf Antrag eines Mitglieds gemäß § 6 Abs. 1 Satz 2 
AggerVG kann der Vorstand des Aggerverbands dem 
Mitglied bei besonderem Abnahmeinteresse die Liefe-
rung einer bestimmten Trinkwassermenge durch Verwal-
tungsakt zusagen. Dies gilt unbeschadet der Regelung in 
Abs. 5. Die Zusage bedarf der Schriftform. 

(3) Anstelle der Zusage nach Abs.  2 kann der Vorstand 
des Aggerverbands mit einem Mitglied gemäß § 6 Abs. 1 
Satz  2 AggerVG die Lieferung einer bestimmten Trink-
wassermenge bei besonderem Abnahmeinteresse unbe-
schadet der Regelung in Abs.  5 auch durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag vereinbaren.

(4) Die auf Grundlage von Abs. 2 und 3 an Verbandsmit-
glieder bei besonderem Abnahmeinteresse insgesamt zu-
gesagte Trinkwassermenge soll nicht mehr als 90% und 
darf nicht mehr als 100 % des Differenzbetrages im 
Sinne von Abs.  1 betragen. Soweit die insgesamt bean-
tragten Trinkwassermengen den nach Abs. 1 errechneten 
Differenzbetrag überschreiten, trifft der Vorstand Agger-
verband eine Entscheidung über die Verteilung der zuzu-
sagenden Trinkwassermenge nach Ermessen. Bei seiner 
Entscheidung berücksichtigt der Vorstand des Aggerver-
bands vorrangig Trinkwassermengen für Strecken-
geschäfte; im Übrigen orientiert sich die Verteilung im 
Ausgangspunkt an den im Vorjahr abgenommenen Trink-
wassermengen, wobei jedoch besonderen Interessen ein-
zelner Mitglieder Vorrang eingeräumt werden kann. Eine 
Zusage gemäß Abs. 2 oder ein öffentlich-rechtlicher Ver-
trag gemäß Abs. 3 können nach Maßgabe von Satz 3 an-
gepasst werden, soweit die insgesamt zugesagten, verein-
barten oder beantragten Trinkwassermengen den nach 
Abs. 1 errechneten Differenzbetrag überschreiten.

(5) Eine Verpfl ichtung des Aggerverbandes zur Lieferung 
der gemäß Abs.  2 zugesagten oder Abs.  3 vereinbarten 
Trinkwassermengen bei besonderem Abnahmeinteresse 
besteht nur, soweit die Trinkwasserlieferung dem Verband 
rechtlich und tatsächlich möglich ist. Rufen mehrere Mit-
glieder nach Abs.  2 zugesagte oder nach Abs.  3 verein-
barte Wassermengen ab und hat die Kumulation der Ab-
rufe zur Folge, dass dem Aggerverband deren vollumfäng-
liche Erfüllung gemäß Satz 1 nicht möglich ist, so erfolgt 
eine Belieferung der Mitglieder im Rahmen des nach 
Abs. 6 Möglichen und Zulässigen im Verhältnis der nach 
Abs.  2 zugesagten bzw. nach Abs.  3 vereinbarten Trink-
wassermengen zueinander. Eine Zusage gemäß Abs.  2 
sowie ein öffentlich-rechtlicher Vertrag gemäß Abs.  3 
müssen die Regelung nach Satz 1 und Satz 2 abbilden.

(6) Beruft sich der Aggerverband darauf, dass ihm 
gemäß Abs.  5 eine Trinkwasserlieferung nicht oder nur 
teilweise möglich ist, so trifft das Mitglied die Darle-
gungs- und Beweislast dafür, dass dem Aggerverband 
eine weitergehende Lieferung der gemäß Abs. 2 zugesag-
ten oder nach Abs.  3 vereinbarten Trinkwassermengen 
möglich wäre.

§ 17 d
Mitwirkungspfl ichten
(zu §§ 7, 27 AggerVG)

Die Mitglieder haben auf Anforderung des Vorstandes 
innerhalb einer von ihm bestimmten Frist eine Erklä-
rung über ihre für die Veranlagung zu berücksichtigen-
den tatsächlichen Verhältnisse abzugeben. Innerhalb die-
ser Frist haben die Mitglieder auch Änderungen 
anzumelden, die gegenüber früheren Erhebungen einge-
treten sind oder eintreten (§ 7 Abs. 6 AggerVG).“

§ 2

Diese Satzungsänderung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften des Aggerverbands-
gesetzes gegen die Satzung nach Ablauf eines Jahres 
nach dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn,

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b)   die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden
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c)   der Vorstand hat den Beschluss der Verbandsver-
sammlung vorher beanstandet oder

d)   der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Verband vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.

Die Genehmigung der Änderung erfolgte mit Erlass des 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 24. Oktober 2016, Az.: IV-1 072 010 03. 
Die Änderungen wurden gemäß § 11 Abs. 4 AggerVG im 
Gesetz- und Verordnungsblatt NRW öffentlich bekannt 
gemacht.

Gummersbach, den 6. Dezember 2016

Der Vorstand

Prof. Dr. L.  S c h e u e r

Anlage 1 zu § 17 a Abs. 5 Satz 2

Jährliche Abnahmemenge Trinkwasser

Wasserversorgungsverband 
Rhein-Wupper 900.000 m3 / a

Wasserbeschaffungsverband 
Lüdenscheid 626.580 m3 / a

Stadtwerke Meinerzhagen GmbH  700.000 m3 / a

– GV. NRW. 2016 S. 1071

4. Änderung des Regionalplans
für den Regierungsbezirk Arnsberg, 

Teilabschnitt Kreis Soest und Hochsauerlandkreis,
im Gebiet der Stadt Werl

Vom 6. Dezember 2016

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Arnsberg hat in 
seiner Sitzung am 29. September 2016 die 4. Änderung 
des Regionalplans für den Regierungsbezirk Arnsberg, 
Teilabschnitt Kreis Soest und Hochsauerlandkreis, Ge-
biet der Stadt Werl, textliche Änderung des Ziels 14 (Er-
weiterung der Zweckbindung; Ausnahme Nahversorgung 
für die westlichen Ortsteile der Stadt Werl), aufgestellt.

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Arnsberg mit Bericht vom 11. Oktober 2016 – Aktenzei-
chen: 32.01.02.01/11-4.Änd – gemäß §  19 Absatz  6 des 
Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. 
Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch das Gesetz 
vom 24. Mai 2016 (GV. NRW. S. 259) geändert worden ist, 
angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Veröf-
fentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetz Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Arnsberg (Regionalplanungsbe-
hörde) sowie dem Kreis Soest und der Stadt Werl zur 
Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  11 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 124 der 
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geän-
dert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. 
Damit sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 des Raumord-
nungsgesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in §  15 des Landespla-
nungsgesetz Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit § 12 
Absatz  5 des Raumordnungsgesetzes genannte Verlet-
zung von Verfahrens- und Formvorschriften und von 
Mängeln der Abwägung bei der Erarbeitung und Auf-
stellung der Änderung des Regionalplanes unbeachtlich 
werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 

 Bekanntmachung des Regionalplans gegenüber der 
 Bezirksregierung Arnsberg (Regionalplanungsbehörde) 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden ist.

Düsseldorf, den 6. Dezember 2016

Die Ministerpräsidentin
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Christoph  E p p i n g

– GV. NRW. 2016 S. 1073

87. Änderung des Regionalplans
für den Regierungsbezirk Düsseldorf (GEP 99),

im Gebiet der Gemeinde Brüggen
Vom 6. Dezember 2016

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Düsseldorf hat in 
seiner Sitzung am 29. September 2016 die 87. Änderung 
des Regionalplans für den Regierungsbezirk Düsseldorf 
(GEP 99), im Gebiet der Gemeinde Brüggen, Umwand-
lung eines Allgemeinen Siedlungsbereiches für Ferien-
einrichtungen und Freizeitanlagen in eine Freiraumdar-
stellung Wald, Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich 
und überlagernder Freiraumfunktion Bereich zum 
Schutz der Natur – Flora-Fauna-Habitat-Gebiet im 
Brachter Wald, aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Düsseldorf mit Bericht vom 10. Oktober 2016 – Akten-
zeichen: 32.01.02.01-87_RPÄ-107 – gemäß § 19 Absatz 6 
des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch das Ge-
setz vom 24. Mai 2016 (GV. NRW. S. 259) geändert wor-
den ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Veröf-
fentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetz Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Düsseldorf (Regionalplanungs-
behörde) sowie dem Kreis Viersen und der Gemeinde 
Brüggen zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  11 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 124 der 
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geän-
dert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. 
Damit sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 des Raumord-
nungsgesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in §  15 des Landespla-
nungsgesetz Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit § 12 
Absatz  5 des Raumordnungsgesetzes genannte Verlet-
zung von Verfahrens- und Formvorschriften und von 
Mängeln der Abwägung bei der Erarbeitung und Auf-
stellung der Änderung des Regionalplanes unbeachtlich 
werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung des Regionalplans gegenüber der Be-
zirksregierung Düsseldorf (Regionalplanungsbehörde) 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden ist.

Düsseldorf, den 6. Dezember 2016

Die Ministerpräsidentin
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Christoph  E p p i n g

– GV. NRW. 2016 S. 1073
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Verordnung 
über eine Kostenausgleichsregelung 

für durch das Tariftreue- und Vergabegesetz 
Nordrhein-Westfalen entstandene 

kommunale Belastungen
(Kostenausgleichsverordnung Tariftreue- 
und Vergabegesetz Nordrhein–Westfalen – 

TVgG-KoV NRW)
Vom 13. Dezember 2016

Auf Grund des § 21 Absatz 4 Satz 1 Nummer 5 Buchsta-
ben c und d des Tariftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 10. Januar 2012 (GV. NRW. S.  17), 
insoweit im Einvernehmen mit dem für Wirtschaft zu-
ständigen Ausschuss des Landtags, und des § 1 Absatz 1 
Satz 2 des Konnexitätsausführungsgesetzes vom 22. Juni 
2004 (GV. NRW. S. 360) verordnet die Landesregierung:

§ 1
Belastungsausgleich

(1) Die kommunalen öffentlichen Auftraggeber erhalten 
als Ersatz der notwendigen, durchschnittlichen Aufwen-
dungen, die durch die Verteuerung von öffentlichen Auf-
trägen oder durch die zusätzliche Rechtsverfolgung in 
Folge der Anwendung des Tariftreue- und Vergabegeset-
zes Nordrhein-Westfalen vom 10. Januar 2012 (GV. NRW. 
S.  17) entstanden sind, einen einmaligen Kostenaus-
gleich.

(2) Der Kostenausgleich wird für die Jahre 2013 und 
2014 gezahlt. Für das Jahr 2012 erfolgt eine anteilige 
Zahlung. Der auszugleichende Aufwand wird pauscha-
liert. Die Höhe der Ausgleichszahlung beträgt 20 422 526 
Euro.

(3) Der Ausgleichsbetrag beträgt für die kreisfreien 
Städte 8 421 388 Euro, für die kreisangehörigen Städte 
und Gemeinden 7 902 340 Euro sowie für die Kreise 
3 945 246 Euro. Der Ausgleichsbetrag wird für die kreis-
freien Städte auf der Basis der Einwohnerzahl aufgeteilt. 
Die Aufteilung für die Kreise und die kreisangehörigen 
Städte und Gemeinden erfolgt hälftig nach einem So-
ckelbetrag und hälftig auf der Basis der Einwohnerzah-
len. Für die Landschaftsverbände Rheinland und Westfa-
len-Lippe und den Regionalverband Ruhr wird ein 
Ausgleichsbetrag in Höhe von jeweils 51 184 Euro fest-
gesetzt. Die konkreten Einzelheiten ergeben sich aus den 
jeweiligen Berechnungstabellen (siehe Anlage 1 und 2).

§ 2
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft und am 31. Dezember 2017 außer Kraft.

Düsseldorf, den  13. Dezember 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie,

Mittelstand und Handwerk

Garrelt  D u i n
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26

Fünfte Verordnung 
zur Änderung der Härtefall-

kommissionsverordnung
Vom 13. Dezember 2016

Auf Grund des § 23 a Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 
(BGBl. I S. 162) verordnet die Landesregierung:

Artikel 1

Die Härtefallkommissionsverordnung vom 14. Dezember 
2004 (GV. NRW. S.  820), die zuletzt durch Verordnung 
vom 1. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 799) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 1 wird wie folgt gefasst:

 „§ 1
 Einrichtung

  (1) Beim für Inneres zuständigen Ministerium des 
Landes Nordrhein-Westfalen wird eine Härtefallkom-
mission im Sinne des § 23 a des Aufenthaltsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 
2008 (BGBl. I S. 162), das zuletzt durch Artikel 2 Ab-
satz  3 des Gesetzes vom 4. November 2016 (BGBl.  I 
S. 2460) geändert worden ist, eingerichtet.

  (2) Die Befugnis zur Aufenthaltsgewährung aufgrund 
des § 23 a des Aufenthaltsgesetzes steht ausschließlich 
im öffentlichen Interesse und begründet keine eigenen 
Rechte des Ausländers.“

2.  § 2 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

  „Für die Teilnahme an der Härtefallkommission und 
am Vorprüfungsausschuss erfolgt eine Entschädigung 
nach dem Ausschußmitglieder-Entschädigungsgesetz 
vom 13. Mai 1958 (GV. NRW. S. 193) in der jeweils gel-
tenden Fassung.“

3.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1, 7. Spiegelstrich wird wie folgt gefasst:

   „– die nach den §§ 53 bis 55 des Aufenthaltsgeset-
zes wegen eines besonders schwerwiegenden Aus-
weisungsinteresses oder nach §  53 des Aufent-
haltsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162) in der am 1. 
Februar 2009 geltenden Fassung oder nach §  47 
Absatz  1 des Ausländergesetzes vom 9. Juli 1990 
(BGBl.  I S.  1354, 1356), das durch Artikel 15 des 
Gesetzes vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S. 1950) aufge-
hoben worden ist, ausgewiesen wurden.“

 b)  Absatz 2, 5. Spiegelstrich wird wie folgt gefasst:

   „– die nach den §§ 53 bis 55 des Aufenthaltsgeset-
zes wegen eines schwerwiegenden Ausweisungsin-
teresses oder nach § 54 des Aufenthaltsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 
2008 (BGBl.  I S.  162) in der am 1. Februar 2009 
geltenden Fassung oder nach den §§  46 oder 47 
Absatz 2 des Ausländergesetzes ausgewiesen wur-
den“

4.  § 9 wird wie folgt gefasst:

 „§ 9
 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den  13. Dezember 2016

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

– GV. NRW. 2016 S. 1097
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